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Leitsätze des Landespräventionsrats Nordrhein-Westfalen für 
Maßnahmen der Prävention - insbesondere im Migrationskontext

Präambel

In öffentlichen Debatten werden Kriminalität und Verhaltensabweichungen allgemein oft mit jungen Menschen in Verbindung gebracht. Besondere Aufmerksamkeit erhalten Geschehnisse, an denen junge Männer mit Migrationshintergrund beteiligt sind. Der Umgang mit entsprechenden Vorfällen und den zugrunde liegenden sozialen Problemen kann nur aus einer ganzheitlichen Perspektive gelingen. Der Landespräventionsrat Nordrhein-Westfalen will die aktive Rolle von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in der Präventionsarbeit stärken und diese öffentlich sichtbar machen. Ziel ist es, Präventionsansätze auf der Grundlage der Erfahrungen und aus der lebensweltlichen Sicht von Menschen mit Migrationshintergrund selbst zu entwickeln. Vor diesem Hintergrund hat der Landespräventionsrat zusammen mit Migrantenselbstorganisationen nachfolgende Leitsätze erstellt.

1.  Zielgerichtete Förderung, Entwicklung spezieller Kompetenzen


Prävention und darauf gerichtete Programme müssen früh ansetzen. Sie sollen spezifische Kompetenzzuwächse bewirken, die sich im Lebensalltag junger Menschen verwirklichen lassen. Die aus der Forschung zur Jugendentwicklung bekannten Kernelemente sozialer Kompetenzen sind zu stärken. Dabei sollte nicht nur an festgestellten Defiziten angesetzt werden. Vorhandene Stärken sollten im Sinne einer Anerkennungskultur weiterentwickelt werden. Es gilt auch hier: Schwächen schwächen und Stärken stärken!

2.  Vereinbarkeit der Projekte und Maßnahmen mit der Lebenswelt junger Migranten

Präventive Projekte zur Erweiterung der sozialen Kompetenz müssen in Kontakt zur Lebenswelt der jungen Menschen stehen und sollen verstärkt in Schulen und bereits in Kindertagesstätten mit einem hohen Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund durchgeführt werden. Bewährte Projekte sollen dabei eine Verzahnung mit regionalen Aktivitäten und Strukturen anstreben.

3.  Vorrang spezifischer vor umfassenden Programmen


Spezifische - an bekannte „Risikogruppen“ gerichtete - Handlungsansätze und Präventionsprogramme sind umfassenden Ansätzen, die generell an Jugendlichen orientiert sind, in der Wirksamkeit überlegen. Allgemeine Angebote der Integration müssen diese ergänzen.

4.  Psychologisch-pädagogische Ansätze vorzugswürdig gegenüber strafenden Maßnahmen


Auf einen Einstellungswechsel ausgerichtete (integrative/inklusive) Reaktionen auf Verhaltensabweichungen sind harten, punitiven Maßnahmen in der Wirksamkeit überlegen und damit in der Regel vorzuziehen.


Präventive Maßnahmen sind auch aus ökonomischer Sicht vorzugswürdig, da sie finanziell weniger zu Buche schlagen als der Strafvollzug und weitergehende soziale Folgekosten vermeiden bzw. mindern.


5.  Entwicklung interkultureller Kompetenz in Institutionen


Es bedarf einer Verbesserung der interkulturellen Kompetenz in beratenden öffentlichen Einrichtungen. Diese sollte auch im Rahmen von Schulung und Fortbildung der betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berücksichtigt werden.


6.  Verbesserung von Sprachkompetenzen


Jugendliche mit guten Sprachkenntnissen neigen weniger dazu, in Konfliktsituationen Gewalt anzuwenden. Schulische Angebote zur Mehrsprachigkeit sollten sich mehr am alltäglichen Bedarf orientieren.


7.  Vermeidung öffentlicher Stigmatisierung


Öffentliche Berichterstattung über Migration/Integration muss Probleme und Chancen von Einwanderungsprozessen  ausgewogen darstellen. Überfremdungsängste dürfen nicht, z.B. durch Stigmatisierung, befördert werden. – Umgekehrt bedarf es der allgemein verständlichen Kommunikation von Konzepten und Maßnahmen der Gewaltprävention. Zu entwickeln ist eine Vorstellung von der Rolle der Medien in diesem Zusammenhang..


8.  Notwendigkeit der Überprüfung / Evaluation


Maßnahmen der Prävention benötigen Wirkungskontrolle, um nachhaltig wirken zu können. Das umfasst auch eine Korrektur, wo nötig, sowie im Falle der Unwirksamkeit von Maßnahmen deren Einstellung. Das setzt andererseits voraus, dass Ansprüche und Erwartungen an die Wirkungen von Programmen und Maßnahmen nicht überzogen werden.
9.  Stärkere Einbeziehung der Migrantenselbstorganisationen

Aktivitäten von Migrantenselbstorganisationen sollten stärker öffentlichkeitswirksam gemacht werden und zugleich in eine Netzwerksarbeit mit öffentlichen Einrichtungen (Jugendamt, Polizei, Schule und Freizeiteinrichtungen) eingebunden werden. Derzeit sind die Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten der zumeist ehrenamtlich Tätigen nicht zuletzt in finanzieller Hinsicht begrenzt.
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